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Nr. 16 des Amtsblatts der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 20. April 1898. 
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Ausführung des Geſetzes, betreffend die Abänderung der Gewerbeorduung, vom 26. Juli 1897. 
(R.⸗G.⸗Bl. S. 663.) 


Zur Ausführung des Geſetzes vom 26. Juli 1897, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung, wird 
Folgendes beſtimmt: 

Abſchnitt I. Behörden. 

(Bekanntmachung vom 15. Auguſt 1897.) 

1. Unter der Bezeichnung „weiterer Kom⸗ 
munalverband“ ſind zu verſtehen: die Provinzial⸗ 
verbände, die kommunalſtändiſchen Verbände der Re⸗ 
gierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden, die Kreisverbände, 
der Landeskommunalverband und die Oberamtsbezirte 
in Hohenzollern, die Landbürgermeiſtereien der Rhein⸗ 
provinz und die Aemter in Weſtfalen. 

2. Unter der Bezeichnung „höhere Verwal- 

sbehörde“ ſind zu verſtehen: 

a) die Bezirksausſchüſſe: ; 
1. in den Fallen der Genehmigung der Statuten 
($ 124 bes Zuſtändigkeitsgeſetzes) und Neben⸗ 
ftatuten der Innungen, 

. in den im § 97 bezeichneten Fällen der 
Schließung einer Innung ($ 126 des Zu⸗ 
ſtändigkeitsgeſetzes) und in den Fällen der 
Schließung eines Innungsausſchuſſes, 

. in den Fällen der Entſcheidung von Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Gemeinden und Innungen, 
in Folge der Auflöſung oder Schließung 
(8 125 Abſ. 1 des Zuſtändigkeitsgeſetzes). 

Im Stadtkreiſe Berlin tritt in den 
unter a bezeichneten Fällen der Polizei⸗ 
Präſident an die Stelle des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes (vgl. $ 161 des Zuſtändigkeits⸗ 

geſetzes). 

b) die Regierungspräſidenten in allen übrigen 
Fällen, ſofern nicht für Handwerkskammern 
abweichende Beſtimmungen getroffen werden 
(88 103 ff., 100 t Abſ. 4, 130 a Abſ. 2, 

E 131 b Abſ. 2 und 133). 

Im Stadtkreiſe Berlin tritt in den Fällen 


tung 


der $$ 101 Abſ. 2, 104 Abs. 1 und 2, 104 d Yb. : 
a Abs. 2, 104 k, 126 u Abſ. 4, 120 Abſ. 2 es 
rtikels 6 Ziff. 1 der Polizei⸗Präſident und 


in den übrigen Fällen der Oberpräſident an die 
Stelle des Regierungspräſidenten. 

3. Unter der Bezeichnung „un 
tungsbehörde“ ſind zu verſtehen: 
in Städten über 10 000 Einwohnern — in 
der Provinz Hannover in Städten, auf welche 
die revidirte Hannoverſche Städteordnung vom 
24. Juni 1858 Anwendung findet, mit Aus⸗ 
nahme der im § 27 Abſ. 2 der Hannoverſchen 
Kreisordnung benannten Städte — die Ge⸗ 
meindebehörde, im Uebrigen der Land⸗ 
rath, in den Hohenzollernſchen Landen der 
Oberamtmann. 

Unter der Bezeichnung „Gemeindebehörde“ 
iſt zu verſtehen der Vorſtand der Gemeinde, in 
Gutsbezirken der Gutsvorſteher. 

Abſchnitt II. Junungen. 
A. Freie Innungen. 
Errichtung. 

5. Diejenigen Gewerbetreibenden, welche zu einer 
freien Innung zuſammentreten wollen, haben den von 
ihnen vollzogenen Entwurf des Statuts in zwei 
Exemplaren der unteren Verwaltungsbehörde (Ziff. 3) 
einzureichen, in deren Bezirk die Innung ihren Sitz 
haben ſoll und dabei Bevollmächtigte zu bezeichnen, 
welche bis zur Konſtituirung (Ziff. 8) der Innung zu 
ihrer Vertretung befugt ſein ſollen. Die untere Ver⸗ 
waltungsbehörde (Ziff. 3) hat dieſe Vorlagen dem Be⸗ 
zirksausſchuß (in Berlin, dem Polizei⸗Praſidenten) zu 
überſenden und dabei anzuzeigen, A 

a) ob in dem Junungsbezirk für diejenigen Ge⸗ 

werbe, welche die Innung umfaſſen ſoll, be⸗ 
reits eine freie oder Zwangsinnung beſteht und 

b) wenn eine ſolche freie Innung beſteht, ob für 

den Fall der Errichtung der neuen Innung 
beiden Innungen die Erfüllung der ihnen ob⸗ 
liegenden Aufgaben möglich ſein würde. 

6. Soll der Bezirk der Innung über den Re⸗ 
gierungsbezirk, den Bezirk des Stadtkreiſes Berlin oder 
über die Grenzen des Staatsgebietes hinausgehen, ſo 


tere Verwalt⸗ 
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hat der Bezirksausſchuß (in Berlin, der Polizei⸗Präſi⸗ 
dent) zunächſt beim Miniſter für Handel und Gewerbe 
die Ertheilung der Genehmigung (§ 82 Abſ. 1 und 2) 
zu erwirken. 

7. Ergeben ſich gegen die Genehmigung des 
Statuts Bedenken, welche ſich durch Verhandlungen 
mit den Antragſtellern nicht beſeitigen laſſen, ſo erläßt 
der Bezirksausſchuß (in Berlin, der Polizei⸗Präſident) 
einen ſchriftlichen Beſcheid, in welchem die Gründe für 
die Verſagung der Genehmigung anzugeben ſind. Zu— 
gleich hat der Bezirksausſchuß den Antragſtellern zu 
eröffnen, daß ſie befugt ſind, binnen zwei Wochen bei 
dem Bezirksausſchuß entweder auf Beſchlußfaſſung durch 
das Kollegium oder auf mündliche Verhandlung im 
Verwaltungsſtreitverfahren anzutragen. Der Polizei: 
Präſident in Berlin hat darauf hinzuweiſen, daß gegen 
ſeinen ablehnenden Beſcheid binnen zwei Wochen die 
Klage beim Bezirksausſchuß in Berlin zuläſſig iſt. 

Ein Exemplar des genehmigten Statuts iſt durch 
Vermittelung der unteren Verwaltungsbehörde (Ziff. 3) 
den Bevollmächtigten (Ziff. 5) auszuhändigen. 

8. Nach Eingang des genehmigten Statuts hat 
die untere Verwaltungsbehörde (Ziff. 3) die Unter⸗ 
zeichner des Statuts zu einer Verſammlung zu berufen, 
in welcher die Innung konſtituirt wird und die Ver⸗ 
treter, ſofern die Innungsverſammlung aus ſolchen 
beſtehen fol ($ 92 Abſ. 3), der Innungsvorſtand und 
thunlichſt auch die Inhaber der übrigen Innungsämter 
gewählt werden. 

Aufſicht. 

9. Die Aufſichtsbehörde hat über die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Vorſtandes nach Maßgabe der eingehenden 
Anzeigen ein Verzeichniß zu führen, in welches Jedem 
Einſicht zu gewähren iſt. Auf Grund deſſelben ſind 
die im § 92h Abſ. 2 erwähnten Beſcheinigungen aus: 
zuſtellen. 

10. Die Aufſichtsbehörde hat den Innungs⸗ 
vorſtand anzuweiſen, Zeit und Ort jeder von der 
Innung zu veranſtaltenden Prüfung rechtzeitig an: 
zuzeigen und von ihrem Recht, zu den Prüfungen einen 
Vertreter zu entſenden, in der Regel Gebrauch zu 
machen. 

11. Die Auſſichtsbehörde führt ein fortlaufendes 
Verzeichniß über die im Eigenthum der Innung 
ſtehenden Grundſtücke und deren dingliche Belaſtung, 
ſowie über die der Innung gehörenden Gegenſtände, 
welche einen geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen und Kunſt⸗ 
werth haben. \ 

12. Beſchwerden über die Rechtsgültigkeit der 
Wahlen werden durch die Aufſichtsbehörde endgültig 
entſchieden. 

Auflöſung und Schließung. 

13. Beſchließt die Innung ihre Auflöſung, 
fo hat die Auſſichtsbehörde zu prüfen, ob die Voraus 
ſetzungen zutreffen und die Form beobachtet iſt, welche 
das Geſetz ($ 96 Abſ. 6) und das Statut für dieſen 
Fall vorgeſehen haben. 
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und 2 hat die Auſſichtsbehörde die Innung aufzu⸗ 
fordern, binnen einer angemeſſenen Friſt die erforder⸗ 
liche Aenderung des Statuts zu bewirken oder ihrer 
Verpflichtung zur Erfüllung der geſetzlichen Aufgaben 
nachzukommen. Entſpricht die Innung der Aufforde⸗ 
rung nicht, fo iſt dem Innungsvorſtand eine neue Friſt ¢ 
zu ſetzen und ihm gleichzeitig zu Protokoll zu eröffnen, 
daß bei abermaliger Verſäumung dieſer Friſt die 
Schließung der Innung werde in Erwägung gezogen 
werden. Iſt dies ohne Erfolg, ſo hat die Auſſichts⸗ 
behörde die Klage auf Schließung der Innung beim 
Bezirksausſchuß zu erheben. 

In den Fällen des $ 97 Abſ. 1 Ziff. 3 und 4 
iſt die Klage ohne Weiteres zu erheben. 

15. Wird die Auflöſung der Innung beſchloſſen, 
ſo liegt die Abwickelung der Geſchäfte zunächſt dem 
Vorſtand oder den durch Innungsbeſchluß beſonders 
beauftragten Perſonen ob. Die Auſſichtsbehörde übt 
hierbei dieſelben Befugniſſe aus, welche ihr bei der 
laufenden Verwaltung von Angelegenheiten der Innungen 
zuſtehen. Wenn jedoch der Vorſtand oder die Beauf⸗ 
tragten der Innung ihrer Verpflichtung nicht genügen, 
insbeſondere die Geſetze, das Statut oder die Innungs⸗ 
beſchlüſſe nicht beachten und wiederholte Aufforderungen 
zur ordnungsmäßigen Abwickelung der Geſchäfte un⸗ 
befolgt laſſen, ſo übernimmt die Aufſichtsbehörde oder 
ihr Beauftragter die Erledigung der Geſchäfte. 

Im Fall der Schließung der Innung erfolgt die 
Abwickelung der Geſchäfte durch die Auſſichtsbehörde 
oder durch ihre Beauftragte. 

Bei der Auflöſung oder Schließung kann der 
Regierungspräſident (in Berlin, der Oberpräſident) den 
von der Innung errichteten, nicht unter § 73 Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes fallenden Unterſtützungskaſſen Kor⸗ 
porationsrechte ertheilen. Ueber das Vermögen auf⸗ 
gelöſter oder geſchloſſener Innungs-Krankenkaſſen ($ 73 
Krankenverſicherungsgeſetzes) iſt nach Maßgabe des 
§ 47 Abſ. 3 bis 6 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
zu verfügen. 

Nebenſtatuten. 

16. Die Nebenſtatuten ſind ausſchließlich 
zur Ordnung derjenigen Einrichtungen beſtinnnt, welche 
zur Erfüllung der im $ 81 b Ziff. 3 bis 5 aufge⸗ 
führten, durch das Hauptſtatut unter die Zwecke der 
Innung aufgenommenen Aufgaben dienen ſollen. 

17. Der Entwurf der Nebenſtatuten iſt in zwei 
Exemplaren unter Anſchluß einer Ausfertigung des 
Beſchluſſes der Innungsverſammlung der Auſſichts⸗ 
behörde einzureichen. Dieſe hat darauf zu achten, daß 
die etwa erforderliche Zuziehung des Geſellenausſchuſſes 
erfolgt, und die Vorgänge nach Anhörung des Ge: 
meindevorſtandes ($ 85 Abſ. 1) mit einer gutacht⸗ 
lichen Aeußerung dem Bezirksausſchuß (in Berlin, 
dem Polizei⸗Präſidenten) zu überweiſen. Darüber, ob 
die beabſichtigte Nebeneinrichtung überhaupt oder in 
der beantragten Form zuzulaſſen iſt, iſt nach freiem 
Ermeſſen zu befinden, wobei insbeſondere zu prüfen 


14. Ju den Fällen des $ 97 Abſ. 1 Ziff. 1 iſt, ob durch die beabſichtigte Einrichtung der Beſtand 
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ähnlicher an denſelben Orten bereits beſtehender Or- 
ganifationen gefährdet wird. Daß das Statut der 
Innung dieſe Einrichtungen unter die Aufgaben der 
Innung aufgenommen hat und mit dieſer Beſtimmung 
genehmigt iſt, giebt der Innung keinen Anſpruch auf 
Genehmigung des Nebenſtatuts. Die Nebenſtatuten 
müſſen Beſtimmungen über die Vorausſetzungen und 
die Form ihrer Aufhebung treffen. 

18. Wird die Genehmigung ertheilt, ſo iſt ein 
Exemplar des genehmigten Nebenſtatuts dem Innungs⸗ 
vorſtand durch Vermittelung der Aufſichtsbehörde aus⸗ 
zuhändigen. Für den Fall der Verſagung der Ge⸗ 
nehmigung iſt dem Innungsvorſtand ein mit Gründen 
verſehener Beſcheid zuzuſtellen, in welchem darauf hin: 
zuweiſen iſt, daß binnen vier Wochen die Beſchwerde 
an den Miniſter für Handel und Gewerbe eingelegt 
werden kann. 

B. Zwangsinnungen. 
Errichtung. 

19. Zwangsinnungen können nur für Gewerbe: 
treibende, welche das gleiche Handwerk oder ver: 
wandte Handwerke betreiben, gebildet werden. 

Der Antrag auf Errichtung einer Zwangs— 
innung iſt bei der unteren Verwaltungsbehörde 
(Ziff. 3), in deren Bezirk die Zwangsinnung ihren 
Sitz haben ſoll, anzubringen und muß enthalten: die 


Angabe 

a) des Handwerks oder der Handwerker, für 
welche die Zwangsinnung errichtet werden fol, 

b) des Bezirks der Zwangsinnung, 

e) der ungefähren Zahl der betheiligten Hand⸗ 
werker, 

d) der zur Führung der weiteren Verhandlungen 
Bevollmächtigten. 

Der Antrag iſt von allen Antragſtellern zu unter⸗ 
ſchreiben. Wird der Antrag von einer freien Innung 
geſtellt, ſo iſt eine Ausfertigung des Beſchluſſes der 
Innungsverſammlung beizufügen. 

Die untere Verwaltungsbehörde hat den Antrag 
mittelſt gutachtlicher Aeußerung dem Regierungs⸗ 
präſidenten (in Berlin, dem Oberpräſidenten) einzu⸗ 
reichen. Die Aeußerung hat ſich insbeſondere darauf 
zu erſtrecken: 

a) ob im Bezirk der beabſichtigten Zwangsinnung 
na Innungen für die gleichen Gewerbe be: 
tehen; 

b) ob der Bezirk der Zwangsinnung ſo abgegrenzt 
iſt, daß kein Mitglied durch die Entfernung 
ſeines Wohnorts vom Sitze der Innung be⸗ 
hindert wird, am Innungsleben Theil zu 
nehmen und die Innungseinrichtungen zu be⸗ 
nutzen; 

e) ob die Zahl der im Bezirke vorhandenen 
Handwerker, die im Falle der Errichtung der 
beantragten Zwangsinnung dieſer angehören 
würden, zur Bildung einer leiſtungsſähigen 
Innung ausreicht; 

d) in welchem Verhältniß die Zahl der Antrag⸗ 
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ſteller zu der Zahl der betheiligten Hand⸗ 
werker im Bezirk der Zwangsinnung überhaupt 
ſteht und 

e) ob andere Einrichtungen (Vereinigungen, Ge⸗ 
werbevereine u. ſ. w.) beſtehen, durch welche 
für die Wahrnehmung der gemeinſamen ge⸗ 
werblichen Intereſſen der betheiligten Hand⸗ 
werker ausreichende Fürſorge getroffen iſt. 

20. Ergiebt fic), daß eine der im § 100 Abſ. 4 

bezeichneten Vorausſetzungen vorliegt, ſo iſt der Antrag 
ohne Herbeiführung einer Abſtimmung abzulehnen. 

Das Gleiche gilt, wenn der Regierungspräſident (in 

Berlin, der Oberpräſident) die Ueberzeugung gewinnt, 

daß der Bezirk den Anforderungen des § 100 Abſ. 1 

Ziff. 2 nicht entſpricht, oder die Zahl der Handwerker 

zur Bildung einer leiſtungsfähigen Innung nicht aus⸗ 

reicht (8 100 Abſ. 1 Ziff. 3) oder wenn die Voraus: 
ſetzungen der Ziff. 19 Abſ. 1 nicht zutreffen. 

21. Liegen mehrere Anträge vor, welche hin⸗ 
ſichtlich des Bezirks der Zwangsinnung oder hinſichtlich 
der einzubeziehenden Handwerke oder Handwerker mit 
einander in Widerſpruch ſtehen und zu Bedenken der 
in Ziffer 20 bezeichneten Art keinen Anlaß geben, ſo 
iſt zunächſt der Verſuch zu machen, im Wege münd⸗ 
licher Beſprechung eine Verſtändigung der Antragſteller 
über einen Antrag herbeizuführen. Kommt eine ſolche 
Einigung nicht zu Stande, ſo ſind die Anträge nach 
einander zur Abſtimmung zu bringen. Findet ein 
Antrag die Mehrheit, ſo werden alle übrigen Anträge 
gegenſtandslos, wovon den Unterzeichnern Mittheilung 
zu machen iſt. 

Ermittelung der Mehrheit. 

22. Zur Ermittelung der Mehrheit der 
betheiligten Handwerker (§ 100 Abſ. 1 Ziff. 1) hat 
der Regierungspraſident (in Berlin, der Oberpräſident) 
einen Kommiſſar zu beſtellen und dies im Regierungs- 
amtsblatt bekannt zu machen. 

Der Kommiſſar erläßt eine Bekanntmachung über 


Art und Zeit der Abſtimmung nach Maßgabe des an: 
liegenden Formulars, welche von den Ge⸗ 
meindevorſtänden des Bezirks der Zwangs- y 
innung in ortsüblicher Weiſe zur Kenntni = 
der Betheiligten zu bringen iſt. Die Er⸗ 
klärungen hat der Kommiſſar in die Liſte einzutragen. 
Nach Ablauf der Friſt für die Abſtimmung. 
hat der Kommiſſar die Lifte zu ſchließen N 
und während zwei Wochen zur Einſicht — 
und Erhebung etwaiger Einſprüche der Be⸗ 
theiligten öffentlich auszulegen. Zeit und Ort der 
Auslegung ſind mit dem Hinweiſe darauf öffentlich 
bekannt zu machen, daß nach Ablauf der Friſt an⸗ 
gebrachte Einſprüche unberückſichtigt bleiben. Demnächſt 
hat der Kommiſſar die Liſten dem Regierungspräſidenten 
(in Berlin, dem Oberpräſidenten) einzureichen, welcher 
über die Einſprüche entſcheidet. 

23. Ergiebt die Abſtimmung, daß die Mehrheit 
ſich gegen die Einführung des Beitrittszwanges erklärt 
hat, ſo hat der Regierungspräſident (in Berlin, der 


Oberpräſident) den Antragſtellern unter Mittheilung 
des Ergebniſſes der Abſtimmung einen ablehnenden 
Beſcheid zuzuſtellen. 

Hat ſich jedoch die Mehrheit dafür ausgeſprochen, 
ſo hat der Regierungspräſident (in Berlin, der Ober⸗ 
präſident) die Anordnung über die Errichtung der 

Zwangsinnung zu erlaſſen. Die Bekannt⸗ 


G. machung iſt im Regierungsamtsblatte zu 
a veröffentlichen. 
Statut. 


24. Iſt die Anordnung über die Errichtung der 
Zwangsinnung rechtskräſtig geworden, ſo hat die in 
Ziffer 3 bezeichnete untexe Verwaltungsbehörde die 
Antragſteller zur Einreichung eines Entwurfs des 
Innungsſtatuts aufzufordern. Kommen ſie dieſer 
Aufforderung innerhalb der geſtellten Friſt nicht nach, 
ſo hat die untere Verwaltungsbehörde ein Innungs⸗ 
ſtatut zu entwerfen und die in die Zwangsinnung ein: 
zubeziehenden Handwerker oder die von dieſen zu 
wählenden Vertreter durch ortsübliche Bekanntmachung 
zu einer Beſchlußfaſſung über den Entwurf zuſammen⸗ 
zuberufen. Das beſchloſſene Statut iſt in zwei Exem⸗ 
plaren dem Bezirksausſchuß (in Berlin, dem Polizei⸗ 
präſidenten) mit dem Antrage auf Genehmigung ein⸗ 
zureichen. Ergiebt ſich bei der Prüfung die Unzweck⸗ 
mäßigkeit einzelner Beſtimmungen, fo iſt auf ihre Ab: 
änderung hinzuwirken. 

Wird die Genehmigung endgültig verſagt, ſo iſt 
eine erneute Beſchlußfaſſung herbeizuführen und das 
Ergebniß der Beſchlußfaſſung der Genehmigungsbehörde 
wiederum vorzulegen. Sofern die Genehmigung aber⸗ 
mals endgültig verſagt wird, fo hat der Regierungs⸗ 
präſident (in Berlin, der Oberpräſident) das Statut 
mit rechte verbindlicher Kraft zu erlaſſen. 

Der Vorſtand der Zwangsinnung iſt anzuweiſen, 
jedem Mitgliede einen Abdruck des Statuts aus: 
zuhändigen. 

Schließung der freien Innungen. 

25. Mit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens der 
Anordnung über die Errichtung der Zwangsinnung 
ſind die für die gleichen Gewerbszweige beſtehenden 
freien Innungen, deren Sitz ſich im Bezirk der 
Zwangsinnung befindet, durch den Regierungspräſidenten 
(in Berlin, den Oberpräſidenten) zu ſchließen. Die 
Auſſichtsbehörde der freien Innung überwacht die Ab: 
wickelung der Geſchäfte und den Uebergang des Ver: 
mögens der freien Innung auf die Zwangsinnung. 
Der Beſtand des Vermögens der freien Innung iſt 
durch den Regierungspräſidenten (in Berlin, den Ober⸗ 
präsidenten) in urkundlicher Form feſtzuſtellen. 
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oder der von ihnen zu wählenden Vertreter einzu⸗ 
berufen. Wird die Uebernahme der Kaſſe beſchloſſen 
und von der bisherigen Vertretung der Kaſſe hierzu 
die Zuſtimmung ertheilt, fo hat die Aufſichtsbehörde 
gleich nach Errichtung der Zwangsinnung die Aenderung 
des Nebenſtatuts herbeizuführen. 

Lehnt die Verſammlung die Uebernahme der 
Kaſſe auf die Zwangsinnung ab oder verweigert die 
bisherige Vertretung die Zuſtimmung, fo hat die Auf: 
ſichtsbehörde die Entſchließung des Regierungspräſidenten 
(in Berlin, des Oberpräſidenten) über die Verleihung 
der Korporationsrechte an die Kaſſe einzuholen. Wird 
die Verleihung abgelehnt, ſo haben die Aufſichtsbehörde 
oder ihre Beauftragte das Vermögen der Kaſſe zur 
Berichtigung der vorhandenen Schulden und zur Gr: 
füllung der ſonſtigen Verbindlichkeiten der Kaſſe zu 
verwenden. Der Reſt iſt nach Maßgabe des Neben: 
ſtatuts zu behandeln, doch kann, ſofern nicht das Neben⸗ 
ſtatut eine entgegenſtehende Beſtimmung enthält, die 
Vertretung der Kaſſe beſchließen, daß jedem Mitgliede 
ſeine Beiträge zurückgezahlt werden ſollen. Der hier⸗ 
nach verbleibende Reſt iſt der Gemeinde, in welcher 
die freie Innung ihren Sitz hatte, zur Benutzung für 
gewerbliche Zwecke zu überweiſen. 

27. Beſteht bei der freien Innung eine 
Innungs-Krankenkaſſe (§ 73 Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes) ſo hat die Aufſichtsbehörde in den Fällen, in 
denen nach § 1001 Abſ. 2 die Schließung der Kaſſe 
erfolgen kann, die Entſchließung des Regierungs⸗ 
präſidenten (in Berlin, des Oberpräſidenten) wegen 
Schließung der Kaſſe herbeizuführen. Erfolgt die 
Schließung, fo iſt nach § 47 Abſ. 3 bis 6 Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes zu verfahren, andernfalls geht die 
Kaſſe mit ihren Rechten und Verbindlichkeiten auf die 
Zwangsinnung über. Ihre Verwaltung erfolgt, ſolange 
nicht der Regierungspräſident (in Berlin, der Ober⸗ 
präſident) die Abänderungen des Nebenſtatuts voll: 
zogen hat, durch die bisherigen Kaſſenorgane. Ver⸗ 
weigern dieſe die Dienſtleiſtung, ſo hat die Auſſichts⸗ 
behörde die Verwaltung zu übernehmen (§ 45 Abſ. 5 
Krankenverſicherungsgeſetzes). 

28. Beſtehen bei der freien Innung gemein⸗ 
fame Geſchäftsbetriebe, fo hat die Auſſichtsbehörde 
die freie Innung alsbald nach Veröffentlichung der 
Anordnung über die Errichtung der Zwangsinnung 
darauf hinzuweiſen, daß die Umwandlung in eine 
Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaft binnen ſechs 
Monaten erfolgt fein müſſe, widrigenfalls der Geſchäfts— 
betrieb geſchloſſen und das Vermögen nach Vorſchrift 
des Statuts verwendet werde. Nach der Umwandlung 


26. Beſtehen bei der freien Innung Unter ⸗ſiſt der ausgeſonderte Theil des Vermögens durch die 


ſtützungskaſſen, auf welche die Vorſchriſten des $ 73 Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft zu überweiſen. Wird 
Kranken verſicherungsgeſetzes keine Anwendung finden, die Umwandlung abgelehnt, fo iſt mit dem ausgeſon⸗ 
ſo hat die Auſſichtsbehörde alsbald nach Veröffent⸗ derten Vermögen nach Maßgabe der ſtatutariſchen De: 
lichung der Anordnung zur Beſchlußſaſſung wegen Ueber⸗ſtimmungen zu verfahren. 

nahme der Kaſſe auf bie Zwangsinnung, unter Auf: 29. Iſt die Aufſichtsbehörde der Anſicht, daß. 
hebung des Beitrittszwanges, eine Verſammlung mae der Erhaltung des gemeinſamen Geſchäfts— 
in die Zwangsinnung einzubeziehenden Handwerkerlbetriebes ein über den Kreis der Theilnehmer Hine 
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aulsgehendes öſſentliches Jutereſſe beſteht, fo hat ſie mit welchem die Aenderung des Beſtandes der Zwangs— 
alsbald nach Veröffentlichung der Anordnung über die innung erfolgt, ijt fo zu beſtimmen, daß vorher die 
Errichtung der Zwangsinnung einen Beſchluß der injerforderlide Aenderung des Statuts herbeigeführt und 
dieſe einzubeziehenden Handwerker oder ihrer Vertreter die durch die etwaige Schließung einer ſreien Innung 
wegen Fortführung der Geſchäftsbetriebe durch die erforderlichen Maßnahmen zum Abſchluß gebracht werden 
Zwangsinnung herbeizuführen und den die Uebernahme können. Ueber die Abänderung des Statuts beſchließt 
ausſprechenden Beſchluß dem Regierungspräſidenten (in die Innungsverſammlung der Zwangsinnung; wird 
Berlin, dem Oberpräſidenten) zur Genehmigung vor- die Genehmigung der Abänderungen wiederholt ver: 
zulegen. Nach Errichtung der Zwangsinnung iſt ein ſagt, fo hat der Regierungspräſident (in Berlin, der 
förmlicher Beſchluß der Innungsverſammlung wegen Oberpräſident) die Abänderung mit rechtsverbindlicher 
Uebernahme des Geſchäftsbetriebes und deſſen Ge- Kraft zu verfügen. 
nehmigung durch den Regierungspräſidenten (in Berlin, 32. Soll ein Theil der Mitglieder einer Zwangs⸗ 
den Oberpräſidenten) herbeizuführen. innung in eine neue oder in ihrem Veſtande erweiterte 
Kommt ein ſolcher Beſchluß nicht zu Stande oder Zwangsinnung ($ 100 u Abſ. 2) übertreten, fo hat 
wird die Genehmigung verſagt, fo ijt nach Maßgabeſder Regierungspräſident (in Berlin, der Oberpräſident) 


der Ziff. 26 Abſ. 2 Satz 3 und 4 zu verfahren. zu dem Zeitpunkt, mit welchem die Zwangsinnung er⸗ 
Ausſcheidung aus einer freien Innung. richtet wird, oder die Erweiterung des Beſtandes der 


30. Bleibt eine freie Innung unter Aus-ſanderen Zwangsinnung Platz greift, die Ausſcheidung 
ſcheidung des in eine Zwangsinnung einbezogenen anzuordnen. q j 
Theiles ihrer Mitglieder beſtehen, fo hat die Aufſichts⸗ Wird von der Zwangsinnung die Ausſcheidung 
behörde zunächſt durch Verhandlung mit den Vorſtänden eines Theils ihres Bezirks oder eines ihr angehörigen 
den Verſuch einer Einigung über die Art der Ver⸗ Gewerbszweiges beantragt (§ 100 u Abi. 2), jo iſt 
theilung des Vermögens zu machen und demnächſt eine dem Antrage eine Ausfertigung des Beſchluſſes der 
Veſchlußfaſſung der Innungen zu veranlaſſen. Kommt Innungsverſammlung beizufügen, aus welcher die Ab: 
eine Einigung nicht zu Stande, fo hat der Regierungs- ſtimmung der aus der Zwangsinnung auszuſcheidenden 
präſident (in Berlin, der Oberpräſident) über die Ver⸗ Mitglieder zu erſehen tft. Ueber Anträge der Mehr⸗ 
theilung unter Berückſichtigung des Verhältniſſes der heit der auszuſcheidenden Mitglieder hat die Aufſichts⸗ 
Zahl der ausgeſchiedenen Mitglieder zu der Zahl derſ[behörde zunächſt die Innungsverſammlung zu hören. 
in der freien Innung verbleibenden Mitglieder Be 33. Hat die Einbeziehung neuer Mitglieder in 
ſtimmung zu treffen (§ 100k Abſ. 2). die Zwangsinnung ($ 100 u Abſ. 1) das Ausſcheiden 

Beſteht bei der freien Innung eine Innungs⸗ von Handwerkern aus einer freien Innung zur Folge, 
Krankenkaſſe, fo iſt über die Vertheilung ihres Ver⸗ſſo iſt nach Ziffer 30 zu verfahren. Daſſelbe gilt, 
mögens auf eine Verſtändigung zwiſchen der Innung ſ wenn diejenigen, welche in Folge der Veränderung des 
und den Orts⸗Krankenkaſſen (Gemeinde⸗Krankenverſiche⸗ Bezirks der Zwangsinnung oder des Ausſcheidens von 
rung) hinzuwirken. Iſt eine ſolche nicht zu erzielen, Gewerbszweigen ausſcheiden, Mitglieder einer Zwangs⸗ 
fo hat der Regierungspräſident (in Berlin, der Ober-[innung werden. - 
práfident) über die Vertheilung des Vermögens nach Aufſicht und Nebenſtatuten. 

Maßgabe des $ 100 m zu beſtimmen. Von einer Ver⸗ 34. Auf die Beauſſichtigung der Zwangsinnungen 
theilung des Vermögens wird abzuſehen ſein, wenn finden die Beſtimmungen in Ziffer 9 bis 12 mit den 
aus der Kaffe nur einzelne Mitglieder ausſcheiden, aus den §§ 1000 und 100 s Abſ. 5 und 6 fic er: 
oder die bei den Ausſcheidenden beſchäſtigten Perſonen gebenden Abänderungen entſprechende Anwendung. 
ſich anf eine größere Zahl von Kaſſeneinrichtungen Für die Nebenſtatuten gelten die Beſtimmungen 
derart vertheilen, daß die auf die einzelnen Ein- unter Ziffer 16 bis 18 mit der Maßgabe, daß ge: 
richtungen entfallenden Antheile der mit der Ueber- meinſame Geſchäftssbetriebe nicht errichtet werden dürfen. 
weiſung verbundenen Mühewaltung nicht entſprechen Schließung. 
würden. 35. Zu Innungsverſammlungen, in welchen 
Aenderungen im Beſtande. über Anträge auf Zurücknahme der Anordnung wegen 

31. Wird von der Innungsverſammlung der Errichtung der Zwangsinnung (8 100 t) oder auf 
Zwangsinnung die Ausdehnung auf einen größeren Aenderung des Beſtandes ($ 100 u) beſchloſſen werden 
Bezirk oder auf andere als die bereits einbezogenen, ſoll, hat die Aufſichtsbehörde einen Vertreter zu ent⸗ 
verwandten Gewerbszweige oder auf die Handwerker, ſenden. Dabei it zu beachten, daß an der Abſtimmung 
die der Regel nach weder Geſellen noch Lehrlingeſüber Anträge auf Zurücknahme der Anordnung wegen 
halten, beantragt, fo finden, ſofern nicht der Antrag Errichtung der Zwangsinnung nur die beitrittspflichtigen 
aus den in Ziffer 20 bezeichneten Gründen abzulehnen Mitglieder Theil nehmen dürfen. 
iſt, bei Ermittelung darüber, ob die Mehrheit der in Erfolgt die Schließung der Zwangsinnung aus 
die Zwangsinnung einzubeziehenden Gewerbetreibenden den im § 97 Abſ. 1 Ziffer 2 bis 4 ausgeführten 
der Einbeziehung zuſtimmt, die Vorſchriften der Ziffern 220 Gründen, fo hat nach Rechtskraft der Entſcheidung der 
und 23 entſprechende Anwendung. Der Jeitpunkt,Regierungspräſident (in Berlin, der Oberpräſident) 


— 


bekannt zu machen, daß die Anordnung über bie Er⸗ 


richtung der Zwangsinnung außer Kraft getreten iſt. 


Auf die Abwickelung der Geſchäfte und die Verwendung 

des Vermögens finden die Beſtimmungen der Ziffer 15 

Abſ. 2 und 3 mit den aus § 100 t Ab. 4 fic) er: 
gebenden Aenderungen Anwendung. 

C. Junungsausſchüſſe. | 

36. Der Entwurf des Statuts des Innungs⸗ 

ausſchuſſes iſt in zwei Exemplaren unter Anſchluß von 
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Ausfertigungen der Beſchlüſſe derjenigen Innungen, 
welche den Innungsausſchuß errichten wollen, durch, 
Vermittelung der Aufſichtsbehörde dem Regierungs- 
präfidenten (in Berlin, 
zureichen. 

Das Statut muß Beſtimmung treffen über: 


ſchuſſes nicht in Verbindung ſtehen, oder geſetzlichen 
Vorſchriften zuwiderlaufen. 
Junungsverbände. 

37. Wird die Errichtung eines Innungsver⸗ 
bandes beſchloſſen, ſo iſt das für denſelben entworfene 
Statut in zwei Exemplaren mit den Ausfertigungen 
der Beſchlüſſe der Innungen dem Regierungspräſidenten 
(in Berlin, dem Polizeipräſidenten) einzureichen, in 
deſſen Verwaltungsbezirk der Innungsverband ſeinen 
Sitz haben ſoll. Dieſer giebt die Vorlagen mit einer 
gutadtliden Aeußerung an den Miniſter für Handel 
und Gewerbe ab, falls er nicht ſelbſt über die Ge⸗ 


dem Polizeipräſidenten) ein⸗ nehmigung zu beſchließen hat. 


38. Anträge auf Verleihung von Korporations⸗ 
rechten ſind durch Vermittelung des für den Sitz des 


1. Namen, Zweck und Sitz des Innungsaus⸗Innungsverbandes zuſtändigen Regierungspräſidenten 


ſchuſſes, 
ſcheidens, 


der Verſammlung des Innungsausſchuſſes, 


2 
3. 
4. die Beiträge, 
5 


(in Berlin, des Polizei: Bráfidenten) dem Minijter für 


die Bedingungen der Aufnahme und des Aus- Handel und Gewerbe einzureichen. 


39. Die Regierungspräſidenten (in Berlin, der 


Bildung und Befugniſſe des Vorſtandes und Polizei⸗Präſident) haben im Februar jeden Jahres 


dem Miniſter für Handel und Gewerbe anzuzeigen, 
welche Innungsverbände in ihrem Bezirk beſtehen, wie 


die Vorausſetzungen und die Formen der Ab- viele Innungen jedem derſelben angehören und welche 


änderung des Statuts und der Auflöſung des Perſonen die Vorſtände der einzelnen Verbände bilden. 


Innungsausſchuſſes. 
Das Statut darf keine Beſtimmungen enthalten, 
welche mit den geſetzlichen Zwecken des Innungsaus⸗ 


A. 


Berlin, den 1. März 1898. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Brefeld. 


Bekanntmachung. 


Hierdurch mache ich bekannt, daß die Aeußerungen für oder gegen die Errichtung einer Zwangs⸗ 


innung für das 


Handwerk im Bezirk der Gemeinde[n] 


oder mündlich in der Zeit vom 


: ſchriftlich bis zum ee e eee 
bis d. M.“) bei mir abzugeben find. 
von is Uhr in den Dienſträumen 
erfolgen. 


Ich fordere hierdurch alle Handwerker, welche im Bezirk der Gemeindeln] das 


Handwerk betreiben [und der Regel nach Geſellen und Lehrlinge halten] zur Abgabe ihrer Aeußerung mit 
dem Bemerken auf, daß nur ſolche Erklärungen, welche erkennen laſſen, ob der Erklärende der Errichtung 
der Zwangsinnung zuſtimmt oder nicht, gültig ſind und das nach Ablauf des obigen Zeitpunktes eingehende 
Aeußerungen unberückſichtigt bleiben. 


en cy > ES, 1398. 


Der Kommiſſar. 
N. N. 


Landrath (Oberbürgermeiſter). 


) Die Friſt iſt auf mindeſtens eine Woche feſtzuſetzen. 


B. 
(EIN... as 
Liſte 
der 
Handwerker, welche an der Abſtimmung über die Errichtung einer Zwangsinnung für das re 
Handwerk im Bezirk der Gemeinden Theil genommen haben. 
— — — 
2 Name Bezeichnung des] „ Anzahl des Abſtimmun 
Lfd. o (hauptſächlich Hülfsperſonals *) ü 9 es , 
Nr an betriebenen) : uU ER entertungen *) 
Vorname Handwerks Geſelle Lehr⸗ 


(Gehülfe) linge für gegen 


— 


. 1) Nur auszufüllen, wenn ber Antrag auf Einbeziehung nur der perſonalbeſchäftigenden Handwerker geſtellt iſt und 
der Gewerbetreibende der Regel nach Hülfsperſonal beſchäftigt. 
2) Hier find auch die Einſprüche gegen die Abſtimmung einzutragen. 


C. 


Bekanntmachung. 


E Nachdem bei der Abſtimmung ſich bie Mehrheit der betheiligten Gewerbetreibenden für die Ein⸗ 
führung des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne ich hiermit an, daß zun n *) eine 
Zwangsinnung e ee a un. Handwerk in dem Bezirke der Gemeinbe[n] — 
; mit dem Sitze in 1 und dem Namen errichtet werde. 
Von dem genannten Zeitpunkt ab gehören alle Gewerbetreibende, welche deer 
Handwerk betreiben [und in der Regel Geſellen oder Lehrlinge beſchäftigen] dieſer Innung an. 
(Zugleich ſchließe ° eee tie die N ⸗Innunglen] 


in 


ee ia = A O 
Negierungspräſident. 
) Der Zeitpunkt iſt fo zu beſtimmen, daß inzwiſchen die Genehmigung zu dem Statut der Zwaugsinnung und zu 


der Abänderung des Statuts einer beſtehenden Innungs Kraukenkaſſe erfolgen und die ſonſtigen durch die etwaige Schließung 
einer freien Innung erforderlichen Maßnahmen zum Abſchluß gebracht werden können. 


.- 


Ausgegeben am 21. April 1898, Druck der R. Kanterſſchen Hofbuchdruckerei. 


